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Überflüssige bürokratische Bestimmungen gibt es nicht nur in Gesetzen, sondern auch in Rechtsverordnungen. Diese werden

von der Bundesregierung auf der Grundlage gesetzlicher Ermächtigungen erlassen. Das Bundesministerium der Justiz (BMJ) hat

deshalb einen Entwurf einer Verordnung zur Entlastung der Bürgerinnen und Bürger, der Wirtschaft sowie der Verwaltung von

Bürokratie erarbeitet und an die Länder und Verbände übermittelt (vgl. BMJ, PM Nr. 44/2024 vom 24.5.2024). Bundesjustizminis-

ter Dr. Marco Buschmann erklärt: „Mit der Bürokratieentlastungsverordnung setzen wir einen weiteren Baustein des Meseberger

Bürokratieabbau-Programms um. Auch mit diesen untergesetzlichen Maßnahmen sorgen wir für eine spürbare Entlastung un-

serer Wirtschaft. Dieser Beitrag wird seine Wirkung nicht verfehlen: Denn beim Bürokratieabbau zählt jeder Mosaikstein.“ Insge-

samt umfasse die Verordnung 25 Vorschläge, deren jährliche Entlastung für die Wirtschaft sich auf 22,6 Mio. Euro beläuft. Das

BMJ ist für die Verordnung koordinierend federführend zuständig. Die Beiträge kommen aus dem Bundesministerium für Wirt-

schaft und Klimaschutz (BMWK), Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), Bundesministerium für Ernährung und

Landwirtschaft (BMEL), Bundesministerium für Digitales und Verkehr und Bundesministerium für Umwelt und Verbraucher-

schutz (BMUV). Die Einzelmaßnahmen lassen sich folgenden Schwerpunkten zuordnen: (1) Abbau vonAnzeige- undMitteilungs-

pflichten, (2) Maßnahmen zur Förderung der Digitalisierung und (3) weitere Verfahrenserleichterungen und Rechtsbereinigung.

Der größte Anteil mit rund 14,1 Mio. Euro pro Jahr entfalle auf die Anhebung von Meldeschwellen im Kapital- und Zahlungsver-

kehr in der Außenwirtschaftsverordnung. Eine Entlastung von rund 6 Mio. Euro pro Jahr für die Wirtschaft trage die Umsetzung

eines Vorschlages aus der Verbändeabfrage aus dem Jahr 2023 bei: Mit der Änderung im Lebensmittelrecht werde die elektroni-

sche Information über Zutaten und Verarbeitungshilfsstoffe ermöglicht. Rechtsverordnungen können nur bei hinreichendem

Sachzusammenhang mit einer Gesetzesänderung angepasst werden. Aufgrund des fehlenden Sachzusammenhangs war eine

Änderung im Rahmen des Bürokratieentlastungsgesetz IV aus rechtsförmlichen Gründen nicht möglich. Der Referentenentwurf

wurde am 24.5.2024 an die Länder und Verbände versendet und auf der Internetseite des BMJ veröffentlicht. Die interessierten

Kreise haben nun Gelegenheit, bis zum 21.6.2024 Stellung zu nehmen.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH:AuslegungArt. 3Abs. 1Buchst. c Ziff. i

RL 2014/65/EU (hier: Übermittlung von Auf-

trägen zur Ausführung an Wertpapierfirmen)

Art. 3 Abs. 1 Buchst. c Ziff. i der Richtlinie 2014/

65/EU des Europäischen Parlaments und des Ra-

tes vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzins-

trumente sowie zur Änderung der Richtlinien

2002/92/EG und 2011/61/EU ist dahin auszule-

gen, dass Personen, die ein Mitgliedstaat vom

Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausge-

nommen hat, Aufträge von in diesem Mitglied-

staat ansässigen Kunden zur Ausführung an

Wertpapierfirmen übermitteln dürfen, die in ei-

nem anderen Mitgliedstaat ansässig und gemäß

der Richtlinie 2014/65 von der zuständigen Be-

hörde dieses anderen Mitgliedstaats zu diesem

Zweck zugelassen sind, und damit einer natio-

nalen Regelung entgegensteht, die eine solche

Übermittlung verbietet.

EuGH, Urteil vom 16.5.2024 – C-695/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1281-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Luftfahrzeugkennzeichen

a) Die Entscheidung, ob und in welcher Weise

kennzeichnende Merkmale der Persönlichkeit

wie das Bildnis, die Stimme oder der Name für

Werbezwecke zur Verfügung gestellt werden sol-

len, ist wesentlicher – vermögenswerter – Be-

standteil des Persönlichkeitsrechts natürlicher

und juristischer Personen (Art. 19 Abs. 3 GG) so-

wie der Personengesellschaften des Handels-

rechts. Grundlage einer insoweit in Betracht

kommenden deliktsrechtlichen Haftung wegen

des Eingriffs in den vermögenswerten Bestand-

teil des durch § 823 Abs. 1 BGB geschützten all-

gemeinen Persönlichkeitsrechts in der Ausprä-

gung des Rechts am eigenen Namen ist, dass der

Name vom als Verletzer in Anspruch Genomme-

nen in einer Weise verwendet wird, die den Wer-

be- und Imagewert des Namensträgers ausnutzt,

indem seine Person beispielsweise als Vorspann

für die Anpreisung eines Produkts vermarktet

wird oder durch den Gebrauch des Namens zu-

mindest die Aufmerksamkeit des Betrachters auf

das beworbene Produkt gelenkt wird.

b) Für die Prüfung, ob und in welcher Weise ein

kennzeichnendes Merkmal der Persönlichkeit

wie etwa der Name von Dritten für Werbezwe-

cke verwendet und damit in den vermögenswer-

ten Bestandteil des Persönlichkeitsrechts einge-

griffen wird, kommt es darauf an, ob ein nicht

unerheblicher Teil des angesprochenen Publi-

kums von einer kommerziellen Nutzung aus-

geht. Gleiches gilt für die Beurteilung der Frage,

ob überhaupt von einem Persönlichkeitsmerk-

mal Gebrauch gemacht wird. Auch insoweit

kommt es darauf an, ob ein nicht unerheblicher

Teil des von der Werbung angesprochenen Ver-

kehrs in der beanstandeten Nutzung den Ge-

brauch eines Persönlichkeitsmerkmals sieht. Die

Beurteilung dieser Frage durch das Berufungsge-

richt unterliegt in vollem Umfang der Nachprü-

fung durch das Revisionsgericht (Fortführung

von BGH, Urteil vom 24. Februar 2022 – I ZR 2/21,

GRUR 2022, 665 [juris Rn. 13 und 17] =WRP2022,

601 – Tina Turner; Urteil vom 28. Juli 2022 – I ZR

171/21, GRUR 2022, 1694 [juris Rn. 21 und 23] =

WRP2022, 1513–Reizdarmsyndrom).

c) Die nach der Lebenserfahrung fernliegende

Möglichkeit, dass Betrachter eines Werbefotos,

auf dem neben dem beworbenen Produkt (hier:

ein PKW-Modell) ein Flugzeug zu sehen ist, durch

eine Internetrecherche anhand der auf dem Foto

sichtbaren, für sich genommen nicht als namens-

mäßig erkannten Buchstabenfolge (hier: das auf

dem Leitwerk des Flugzeugs abgebildete gesetz-

lich vorgeschriebene Luftfahrzeugkennzeichen)

die Identität des Halters des Flugzeugs ermitteln

könnten, stellt keine dem Werbenden zuzurech-

nende Verwendung des Namens des Halters dar.

BGH, Urteil vom 16.5.2024 – I ZR 45/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1281-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Inflationsausgleichprämie als Arbeits-

einkommen pfändbar

a) Die vom Arbeitgeber gezahlte Inflationsaus-

gleichsprämie ist Arbeitseinkommen und als sol-

ches pfändbar.

b) Die Prämie ist Teil des wiederkehrend zahlba-

ren Arbeitseinkommens.

BGH, Beschluss vom 25.4.2024 – IX ZB 55/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1281-3

unterwww.betriebs-berater.de

OLG Nürnberg: Wegfall des Sicherungs-

zwecks einer zur Vollstreckungsabwehr

erbrachten Prozessbürgschaft

1. Für den Wegfall des Sicherungszwecks einer

Prozessbürgschaft, die zur Vollstreckungsab-
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